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Warum das BVerfG die etablierten Parteien zum Jagen
tragen muss
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Michael Koß

Jakob Schwörer
23 Februar 2023

Unfall in Zeitlupe

Mit Urteil vom 22. Februar 2023 hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG)
entschieden, dass es im Bereich der staatlichen Parteienfinanzierung eines gesonderten
Stiftungsgesetzes bedarf (2 BvE 3/19). Die im Bundestag vertretenen Parteien,
insbesondere die SPD und die Union, haben in der Frage der Finanzierung parteinaher
Stiftungen einmal mehr jegliche eigenständige Entscheidungsfindung solange verweigert,
bis das BVerfG sie zum Jagen getragen hat. Dieses Muster, das auch die Regulierung
der Parteienfinanzierung kennzeichnet, war lange ein Ärgernis, aber auch Ausdruck des
wechselseitigen Respekts von Parteien und Verfassungsgericht. Angesichts einer sich
radikalisierenden AfD ist das Zaudern der Parteien aber zusehends untragbar. Zum Glück
beließ es das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil nicht beim guten Zureden.

Es stellt eine Herausforderung dar, bei der Zusammenfassung des Urteils auf
sarkastische Untertöne zu verzichten. Im Kern befand das Gericht, dass die Verteilung
der gleichsam politischsten staatlichen Zuwendungen an die parteinahen Stiftungen nicht
mit dem Recht der Parteien auf Chancengleichheit vereinbar ist. Es handelt sich dabei
um die sogenannten Globalzuschüsse, die sich im Jahr 2021 auf knapp 141 Mio. Euro
beliefen und damit ca. ein Fünftel der Gesamteinnahmen der Stiftungen von knapp 700
Mio. Euro ausmachen. Für das Jahr 2019 hätte die AfD-nahe Desiderius-Erasmus-
Stiftung (DES) ebenfalls einbezogen werden müssen. Für 2022 (und potenziell ebenso
die folgenden Jahre) wird in einem neuen Verfahren über die Ansprüche der DES zu
entscheiden sein. Vor allem aber mahnte das Gericht ein Stiftungsgesetz an, in dem die
Verteilung der Mittel festgelegt wird.

Von Fans für Fans

Das Gericht legt in seinem Urteil sehr nüchtern dar, wie die überaus umfangreiche
Finanzierung der Stiftungen bislang zustande kam. Ausgangspunkt waren stets die
sogenannten Stiftungsgespräche:
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„In diesen Gesprächen informierten sich Mitglieder des Deutschen Bundestages
über die Arbeit und Planungen der politischen Stiftungen. Daneben nahmen
fakultativ auch Vertreter des Bundesministeriums des Innern teil. Über den Kreis
der an den Gesprächen teilnehmenden Stiftungen entschieden die bislang
geförderten politischen Stiftungen. In den Stiftungsgesprächen legten
Stiftungsvertreterinnen und -vertreter den sich aus ihrer Sicht ergebenden
Finanzbedarf der Stiftungen für das kommende Haushaltsjahr dar.

Die Umsetzung des Ergebnisses der parlamentarischen Beratungen erfolgte in aller
Regel in Form von Änderungsanträgen der Fraktionen oder der Bundesregierung
zum Regierungsentwurf, die im Rahmen der Sitzung des Haushaltsausschusses
zur abschließenden Beratung des Haushalts („Bereinigungssitzung“) behandelt
wurden. Die Entscheidungen über den Kreis der begünstigten Stiftungen und über
die Verteilung der Globalzuschüsse auf diese, welche nach einem nicht
veröffentlichten, rechtlich nicht fixierten und im Konsens unter den parteinahen
Stiftungen dem Haushaltsausschuss vorgeschlagenen Verteilungsschlüssel
vorgenommen wurden, wurden jeweils Bestandteil des jährlichen
Haushaltsgesetzes.“ (2 BvE 3/19, Rn. 6–7).

Die Stiftungen gaben also bislang in bester „Von Fans für Fans“-Manier auf einem
informellen Treffen ihren Finanzbedarf bekannt und dieser Bedarf wurde dann exekutiv
zur Kenntnis genommen sowie parlamentarisch beschlossen. Gemäß dem Otto Schily
zugeschrieben Bonmot „In meinem Haus kann jeder machen, was ich will“ waren all
diejenigen Stiftungen an dem Verfahren beteiligt, denen eine Einladung zum initialen
informellen Treffen zugegangen war.

Um weiterhin jedwedem Sarkasmus-Impuls entgegenzuwirken, sei hier nur darauf
verwiesen, dass diese Praxis bereits seit mehr als 30 Jahren kritisiert wird. Schon die
vom Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker eingesetzte Kommission zur
Parteienfinanzierung hat im Februar 1993 das Fehlen einer materiellen Rechtsgrundlage
für die Verteilung der Stiftungsmittel sowie die mangelnde Transparenz und Kontrolle der
Mittelzuweisung moniert.  Das juristische Schrifttum folgte dieser Einschätzung ab
1994.  Dennoch wurde eine solche Rechtsgrundlage trotz zahlreicher weiterer
Forderungen –auch auf dem Verfassungsblog  – nicht geschaffen. Stattdessen blieb
man weiter unter sich: Die Stiftungen haben sich in einer Gemeinsamen Erklärung zur
staatlichen Finanzierung der Politischen Stiftungen 1998 darauf verständigt, dass alle
Stiftungen von Parteien Mittel erhalten sollten, die in zwei aufeinanderfolgenden
Legislaturperioden im Bundestag vertreten waren. Die Gesamthöhe der Mittel sollte sich
analog zum Bundeshaushalt entwickeln. Bezeichnenderweise wurde auch das
letztgenannte Ziel deutlich verfehlt: Seit 1998 sind die Einnahmen der Stiftungen um
jährlich 3,8 Prozentpunkte gestiegen; der Bundeshaushalt stieg im selben Zeitraum
jährlich um nur 2,8 Prozentpunkte an (zum Vergleich: die Inflationsrate lag 1998–2021 im
jährlichen Mittel bei 1,4 Prozent und die staatliche Parteienfinanzierung wuchs jährlich um
2,1 Prozentpunkte).

2)

3)

4)

https://www.kas.de/de/gemeinsame-erklaerung-zur-staatlichen-finanzierung-der-politischen-stiftungen
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Die beschriebene regulatorische Nonchalance mag ja noch angehen, denn es ist nicht zu
bestreiten, dass die parteinahen Stiftungen grundsätzlich wichtige Arbeit verrichten.
Zuvorderst rechts- und sozialwissenschaftliche Kritik muss „die“ Parteien nicht anfechten,
auch nicht über einen Zeitraum von 30 Jahren. Fest steht: Der allgemeine Unmut über
„die“ Parteien ist kausal nicht ohne Weiteres mit dem Gebaren der ihnen nahestehenden
Stiftungen in Verbindung zu bringen, erst recht nicht, weil das Vertrauen in Parteien auch
in Ländern ohne staatliche Stiftungs- oder Parteienfinanzierung stetig sinkt.

Problem erkannt – und ignoriert

Spätestens 2013 wurde aus dem akademischen Problem der Stiftungsfinanzierung aber
ein politisches, denn in diesem Jahr erreichte mit der AfD eine Partei rechts der Union mit
4,7 Prozent der Wählerstimmen ihren größten Wahlerfolg in der Geschichte der
Bundesrepublik, besser noch als die 4,3 Prozent der NPD 1969. Was würde passieren,
wenn die AfD noch erfolgreicher werden und eine Stiftung gründen würde? Über diese
Frage hatten die im Bundestag vertretenen Parteien und ihre Stiftungen dann vier Jahre
Zeit nachzudenken, bis die AfD 2017 die Fünfprozenthürde mit Leichtigkeit übersprang
(12,6 Prozent) und im folgenden Jahr die DES als ihr nahestehende Stiftung anerkannte.
Spätestens zu diesem Zeitpunkt war das bereits 25-jährige Problem der
Stiftungsfinanzierung handfest und virulent. Die AfD zog zwischenzeitlich nicht nur in alle
Landtage ein, sondern radikalisierte sich ungebremst. 2021 schließlich gelang ihr der
Wiedereinzug in den Bundestag mit nur geringen Stimmverlusten (10,3 Prozent).

Passiert ist seitens der anderen im Bundestag vertretenen Parteien in all der Zeit: nichts.
Die kleinen Parteien schienen durchaus zu Änderungen bereit. Deshalb fand der Satz
„Die Arbeit und Finanzierung der politischen Stiftungen wollen wir rechtlich besser
absichern“ seinen Weg in den aktuellen Koalitionsvertrag. Aber die beiden großen
Parteien und namentlich die SPD stehen auf der Bremse. Warum dies so ist, offenbart ein
genauerer Blick auf die Entwicklung der Globalzuschüsse an die SPD-nahe Friedrich-
Ebert-Stiftung (FES): 1998, im Jahr der Gemeinsamen Erklärung der Stiftungen und des
mit einem Stimmenanteil von 40,9 Prozent größten SPD-Wahlerfolgs seit 1980, erhielt die
FES 34,8 Mio. Euro. Nachdem die SPD 2021 zum vierten Mal in Folge bei einer
Bundestagswahl weniger als 26 Prozent der Stimmen (konkret 25,7) erhalten hatte,
beliefen sich die Globalzuschüsse der FES auf 39 Mio. Euro. Dem Verlust eines guten
Drittels an Wählerstimmen der Partei stand also ein Zugewinn von 13 Prozentpunkten bei
den Globalzuschüssen gegenüber. Im tiefsten Tal der SPD, zwischen 2009 und 2017
(Stimmendurchschnitt bei den drei Bundestagswahlen in dieser Zeit: 23 Prozent) war es
der FES angesichts dieses Mittelaufwuchses möglich, die Zahl ihrer Mitarbeiter trotz
allem zu erhöhen: von 614 (2009/10) auf 689 (2016/17). Für die SPD bzw. die FES als
Organisation kann es durch ein Stiftungsgesetz mit transparenter Grundlage der
Zuwendungen und ihrer Höhe also nur schlimmer werden, denn das hier beschriebene
Delta zwischen Wahlerfolg und Stiftungspower bleibt aus der Binnenperspektive besser
fernab gesetzgeberischer Nachvollziehbarkeit. Spätestens seit die AfD auf den Plan
getreten ist, ist diese Binnenperspektive aber obsolet.

https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-2021-1990800
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Karlsruhes kluge Intervention

Deshalb musste jetzt das Bundesverfassungsgericht auf ein Stiftungsgesetz pochen, und
es tat dies auf eine kluge Art und Weise. Der Politikwissenschaftler Georg Vanberg hat
am Beispiel der Parteienfinanzierung bereits darauf verwiesen, dass die Parteien sich
deshalb gern vom Gericht zu konkreten regulatorischen Änderungen nötigen ließen, weil
sie sich immer sicher sein konnten, dass das Verfassungsgericht sie als constitutional
peers schonen würde. Warum der Aufwand eigenständiger Reformen, wenn die
Grundzüge minimalinvasiver verfassungskonformer Änderungen auch vom Gericht
entworfen werden können?

Allerdings funktionierte das alte Modell der Arbeitsteilung zwischen Parteien und
Verfassungsgericht unter der Bedingung, dass niemand wirklich die (demokratischen)
Regeln des (politischen) Spiels in Frage stellte. Die Grünen wurden schon in ihrer ersten
Legislaturperiode in die parlamentarischen Abläufe des Bundestages hineinsozialisiert.
Für die AfD steht diese Entwicklung vorsichtig formuliert noch aus. Deshalb zeugt es von
Weisheit, dass das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zur Stiftungsfinanzierung
den Parteien weniger gut zugeredet als vielmehr gedroht hat: Die DES wurde bei den
Globalzuschüsse bereits 2019 unberechtigterweise übergangen und ein Stiftungsgesetz
wurde nicht nur vom Gericht angemahnt; seine Ausarbeitung steht schon jetzt im
Schatten eines weiteren  abgetrennten Verfahrens zu den Globalzuschüssen für 2022
(und potenziell die folgenden Jahre).

Das Gericht hat vollkommen zurecht anerkannt, dass die Globalmittel eben auch in den
politischen Wettbewerb eingreifen, der maßgeblich von den Parteien bestritten wird.
Deshalb können der DES nicht einfach per Haushaltsvermerk Globalmittel vorenthalten
werden. Der Unfall, auf den die etablierten Parteien je nach bevorzugter Lesart seit 1993,
2013 oder 2017 in Zeitlupe zusteuerten, hat sich nun ereignet: potenziell
antidemokratische Umtriebe können unter der Rubrik „politische Bildungsarbeit“ gefördert
werden, und zwar möglicherweise auch über 2022 hinaus (das Verfahren für 2022 hat
schon ein Aktenzeichen: 2 BvE 1/23). Dass es so weit kommen konnte, haben sich die im
Bundestag vertretenen Parteien selbst zuzuschreiben.

Gleichzeitig hat das Gericht aber auch zu erkennen gegeben, dass auf dem Wege eines
Parlamentsgesetzes das Demokratieprinzip, aus dem nach jetzigem Stand das
Erfordernis eines Einbezugs der DES folgt, auch so ausbuchstabiert werden kann, dass
ein weiterer Zeitlupenunfall wie der des 22.2.2023 ausgeschlossen ist. Dazu muss der
Gesetzgeber demokratische Kriterien definieren, die die Ausschüttung von
Globalzuschüssen an parteinahe Stiftungen – oder den Ausschluss von ebenjenen
Zuschüssen – begründen. Das Bundesverfassungsgericht hat hier explizit mit dem
Zaunpfahl der freiheitlich-demokratischen Grundordnung gewunken – ohne allerdings in
Details zu gehen: „Welche Anforderungen und Konsequenzen sich daraus für die
staatliche Stiftungsförderung ergeben, ist vorliegend nicht zu entscheiden“ (2 BvE 3/19,
Rn. 246). Die Parteien müssen diesmal selbst die Arbeit der Demokratie erledigen. Gut
so!
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Der Autor Michael Koß war als Sachverständiger in dem Verfahren vor dem BVerfG tätig,
aber äußert in diesem Text ausschließlich seine private Meinung.
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